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Bianca Heinicke ist eine Frau für die Massen:
4,5 Millionen haben ihre Schminktipps und
Backfisch-Scherzchen auf dem Youtube-Kanal
«Bibis Beauty Palace» abonniert. Laut «Bravo»
(der Teeniezeitschrift, die solche Dinge misst) ist
sie in der Altersgruppe der 12- bis 19-Jährigen die
beliebteste Deutsche. Wenn sie Autogramme gibt,
muss die Polizei hysterische Mädchen betreuen,
es kam auch schon zu Verletzten. Jetzt ist die
24-jährige Kölnerin in neue Dimensionen vor-
gestossen: Ihr Liedchen «How it is (wap bap . . .)»
hat es mit 1,8 Millionen nach unten gerichteten
Daumen in die Top Ten der am schlechtesten
bewerteten Videos auf Youtube geschafft. Und
zwar weltweit.

Um das in eine Perspektive zu setzen: Das
blondierte Plappermaul, das ausserhalb von
Googles Videokanal bisher keine Spuren
hinterlassen hat, bewegt sich auf Augenhöhe mit
den Popstars Justin Bieber, Miley Cyrus und Psy
(«Gangnam Style»). Dass es sich dabei um eine
Bestmarke in Internethäme handelt, kann Bibi
wegstecken: Das Video, erst seit letztem Freitag
aufgeschaltet, wurde 28 Millionen Mal angeklickt,
Tendenz weiter steigend. Der meistgeklickte Song
von Prince, «Cream», bringt es nach fünf Jahren
auf 24 Millionen. (Nur das Verhältnis der «Likes»
und «Dislikes» bei Prince ist besser.)

Als Kind wollte Bianca Heinicke Tierärztin
oder Kunsttherapeutin werden. Sie studierte
dann Sozialwissenschaften – bis Youtube
dazwischenkam. Weil sie im Internet keine
Anleitung für eine bestimmte Frisur gefunden
hatte, filmte sie sich selber beim Haareflechten
und stellte das Video ins Internet. In ihrem
«Beauty Palace» verrät sie seither Tipps fürs
Frisieren und Schminken, mit zunehmendem
Erfolg von der Schönheitsindustrie mehr und
mehr kräftig unterstützt: mit Produkten und
barem Geld. Auch der Reiseveranstalter
Neckermann wirbt unterdessen mit der smarten
Bibi. Sie lässt sich nun von einer Künstleragentur
vertreten, wird von der selbst gegründeten Firma
vermarktet und kann von der Youtuberei
offensichtlich nicht schlecht leben.

Nebst der halb seidenen Produktion ist es vor
allem der in Fistelstimme geträllerte englische
Text, der im Netz Abscheu provoziert. Die
schönsten Stellen in deutscher Übersetzung:
«Mein Freund ist weg, ich fühl mich so fett, ich
kann nicht mal meine Katze behalten – so ist es
halt.» Das ist eine herzliche Einladung für
unzählige Parodien, die schon Stunden nach der
Erstveröffentlichung auftauchten. Vor Millionen-
publikum im Internet derart veräppelt zu
werden, hätte vor ein paar Jahren noch zu
Suizidpräventionsalarm geführt. Bibi nimmts
gelassen: «Nur weil mir der Song gefällt, heisst
das noch lange nicht, dass der Song jedem
gefallen muss», sagt sie achselzuckend – in ihrem
jüngsten Video, das auch schon mehr als
2,6 Millionen Mal angeklickt wurde.

Bianca «Bibi» Heinicke Der
Youtube-Star singt und erntet
dafür Häme. Von Edgar Schuler

So ist es halt –
wap bap

Dieses Jahr wird Spanien erstmals wieder ein
Produktionsniveau wie vor der Finanzkrise
erreichen. Davon kann Griechenland nur träu-
men. Dessen Bruttoinlandprodukt (BIP) ist mit
26 Prozent noch immer über ein Viertel tiefer als
im Jahr 2008. Spanien wurde mit Griechenland
und Irland besonders hart von der Finanz- und
Eurokrise getroffen. Wieso haben sich die Länder
nicht gleich gut erholt?

Vor der Krise erlebte Spanien einen giganti-
schen Boom – vor allem im Bau- und Immobilien-
sektor. Deshalb sah damals auf den ersten Blick
alles rosig aus: Die jährlichen realen Wachstums-
raten lagen ab dem Jahr 2000 zwischen 3 und
4 Prozent – und weil das auch die Steuereinnah-
men sprudeln liess, sank die spanische Staatsver-
schuldung am Vorabend der Krise auf 35 Prozent.
Die unbeachtete Kehrseite der Medaille: eine
stark angestiegene private Verschuldung, immer
unvorsichtigere Banken, heftige Fehlinvestitio-
nen und stetig steigende Aussenhandels- bezie-
hungsweise Leistungsbilanzdefizite, die 2008
den Höchststand von 9,6 Prozent gemessen am
BIP erreichten.

Mit der Finanzkrise ab 2008 und erst recht mit
der Eurokrise ab 2010 kam dann der grosse
Schock: Die Kapitalzufuhr versiegte nicht nur
– die Geldgeber wollten ihr Geld zurück. Das
Zinsniveau stieg drastisch an, das Wachstum

brach ein. Die Banken strauchelten und waren
bald akut vom Zusammenbruch gefährdet.
Zudem stieg die Arbeitslosigkeit von 8 Prozent im
Jahr 2007 auf fast 25 Prozent im Jahr 2014.

Weniger stark gespart
Anders als in Spanien und Irland war es in Grie-
chenland der Staat, der in den Boomjahren vor
der Krise überbordete. Das schlug sich in Budget-
defiziten und einer Verschuldung nieder, die sich
am Vorabend der Krise, im Jahr 2007, auf 103 Pro-
zent gemessen am BIP belief.

Seit 2008 stieg dann die staatliche Verschul-
dung in allen Krisenländern stark an. Für das
letzte Jahr schätzt sie der Internationale
Währungsfonds (IWF) in Griechenland auf rund
180 Prozent und in Spanien auf rund 100 Prozent
des BIP. In Spanien war der relative Anstieg mit
einer Beinah-Verdreifachung der Verschuldung
sehr viel dramatischer als in Griechenland.

Das ist ein Grund, warum Spanien die Krise
besser überstand. Zwar mussten auch sie
Einschnitte machen, doch sie taten es nicht im
gleichen Ausmass wie die Griechen – die ihrer
Wirtschaft damit schadeten. Spanien konnte
zudem deutlich mehr vom Export profitieren als
Griechenland. Das Leistungsbilanzdefizit von
9,3 Prozent gemessen am BIP verwandelte sich
gemäss Oxford Economics bis ins Jahr 2017 in

einen Überschuss von 1,3 Prozent. Griechenland
schreibt nach wie vor ein Defizit, wenn auch ein
deutlich tieferes als vor der Krise.

Der Aussenwirtschaftsüberschuss von Spanien
geht auf Reformen im Arbeitsmarkt zurück, die
zu mehr Flexibilität und tieferen Kosten geführt
haben, aber auch auf die Abwertung des Euro
gegenüber dem Dollar. Ausserdem sind die
Importe Spaniens sowie der Konsum generell
deutlich zurückgegangen.

Auch wenn Spanien hohe BIP-Wachstumsraten
ausweist – laut IWF sollen sie sich in den letzten
zwei Jahren auf über 3 Prozent belaufen – gibt es
keinen Grund zum Jubeln. Das grösste Problem
bleibt die Arbeitslosigkeit von 18 Prozent – in
Griechenland sind es 23 Prozent. Und die
Jugendarbeitslosigkeit liegt in Spanien bei gut 40,
in Griechenland bei 48 Prozent.

Viele einst Beschäftigte finden keine Arbeit
und erhalten auch keine Arbeitslosenunterstüt-
zung mehr, sondern lediglich wenige Hundert
Euro pro Monat. Die spanischen Löhne liegen
trotz des erstarkten BIP insgesamt 30 Milliarden
Euro unter dem letztmals erreichten Höchstwert.
Ihr Anteil am BIP ist denn auch um 3 Prozent
geschrumpft. Die ungleiche Verteilung der
erreichten Wirtschaftserfolge sorgen in Spanien
genauso wie in Griechenland für anhaltende
soziale und politische Sprengkraft.

Europa Spaniens Wirtschaft ist wieder so stark wie vor der Krise. Jene von Griechenland
ist davon noch weit entfernt. Wie kommt das? Von Markus Diem Meier

Zwei ungleiche Rückkehrer

Kaum jemand wendet sich gegen das System der
variablen Einzelboni, obwohl es die Ursache für
Exzesse und wachsende Ungleichheit ist. Nur
wenige Unternehmen – zum Beispiel Bosch oder
Daimler – haben diese Art von Boni abgeschafft.

Das ist erstaunlich, haben doch zahlreiche
Untersuchungen gezeigt, dass variable Boni bei
komplexen Aufgaben wie dem Management
schwerwiegende negative Auswirkungen haben.
Für solche Aufgaben ist eine intrinsische, an der
Sache interessierte Motivation erforderlich. Eine
variable Belohnung setzt externe Kontrollen
voraus, die bewirkt, dass die intrinsische durch
eine extrinsische Motivation verdrängt wird: Man
arbeitet nur noch, wenn es sich finanziell lohnt.
Das bewirkt eine Abwärtsspirale der aus eigenem
Antrieb entstandenen Motivation. Ausserdem
erfordern diese Boni quantifizierte Zielvorgaben,
an denen sich extrinsisch Motivierte orientieren
können. Bei komplexen Aufgaben ist dies aber
kontraproduktiv, weil schädliche Nebenwirkun-
gen ausgeblendet oder unkollegiales Verhalten
begünstigt werden.

Variable Boni bewirken schliesslich eine
negative Selbstselektion. Es werden Menschen
wie Kweku Adoboli angezogen, welcher der UBS
einen Handelsverlust von 2,3 Milliarden Dollar
eingefahren hat. Verhindert wird dies nur durch
eine erhöhte externe Kontrolle, die in einer
Abwärtsspirale die noch vorhandene intrinsische
Motivation zerstört.

«Vereinbarte» Ziele
Warum aber werden nur die Boni-Exzesse ver-
dammt, nicht aber das System, das diese ermög-
licht? Warum werden nicht fixe Entgelte bezahlt?
Diese können um eine Gewinnbeteiligung ergänzt
werden, welche der ganzen Belegschaft zugute-
kommt. Ein solches System wäre viel weniger für
die Selbstbedienung geeignet.

Argumentiert wird – wie jüngst vom Präsiden-
ten des Verwaltungsrats der Credit Suisse –, dass
vereinbarte Ziele erreicht worden seien. Die Boni
seien deshalb gerechtfertigt. Verschwiegen wird,
dass Topmanager mit den Verwaltungsräten
leicht Ziele vereinbaren können, weil sie am
besten über die Situation des Unternehmens und
die Details der Vergütungssysteme informiert
sind. Auch gibt es ein Kartell zwischen Manage-
ment, Verwaltungsrat und Kompensationsbera-
tern. Dieses Kartell fördert das «unsichtbare
Handschütteln» anstelle der «unsichtbaren Hand
des Marktes». Die Beraterfirmen werden vielfach
vom Management vorgeschlagen und vom
Verwaltungsrat gewählt. Sie haben deshalb ein
Interesse, günstige Benchmarks auszuwählen,
die dann als «Wettbewerbslohn» ausgegeben

werden. Für die Manager geht es fast immer um
die relative Höhe des Einkommens und darum,
über dem Benchmark zu liegen – dann ist man
«besser» als der Durchschnitt. Das führt
zwangsläufig zur Explosion der Spitzeneinkom-
men und ist zugleich Hauptursache der
zunehmenden Ungleichheit. Die unteren
Einkommen sind konstant geblieben oder real
sogar gesunken. Die Chance, aus der Armutsfalle
auszusteigen, hat sich verschlechtert. In der
Schweiz mag diese Entwicklung weniger
ausgeprägt sein. Unbestritten ist, dass die
wachsende Ungleichheit zu einem Legitimations-
verlust unserer demokratischen Ordnung führt,
die Eliten diskreditiert und radikale Strömungen
begünstigt.

Bisher hat sich das System nicht von innen,
das heisst durch Einspruch der Aktionäre

reformieren können. Deshalb müssen auf
demokratischem Wege von aussen neue
Rahmenbedingungen eingeführt werden. Wir
schlagen eine demokratisch legitimierte Reform
der Corporate Governance vor: In börsennotier-
ten Unternehmen wird eine zweite Kammer des
Verwaltungsrats eingeführt, deren Mitglieder per
Los ausgewählt werden – Beschäftigte, Zulieferer,
Kunden und Vertreter der Gemeinden, in denen
das Unternehmen angesiedelt ist. Die Vergütung
des Managements wird von beiden Kammern
beschlossen. Per Los besetzte Gremien haben
sich oft als wirksam erwiesen, um verfilzte
Regimes aufzubrechen – in der Schweiz zum
Beispiel in Basel und Bern. Solche Gremien
bieten nicht nur Chancen für kreative Aussensei-
ter, sondern wirken der steigenden Ungleichheit
und deren politischen Schäden entgegen.

Gastbeitrag Hohe Vergütungen für Manager werden kritisiert. Doch das wahre Problem
ist das System, das diese Exzesse ermöglicht. Von Bruno S. Frey und Margit Osterloh*

Gemeinsam gegen Boni-Exzesse

Wie hoch gehts noch? Urs Rohner und Tidjane Thiam bei der CS-Generalversammlung. Foto: Ennio Leanza
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